
   DNotI-Report  9/2021 65

Aus der Gutachtenpraxis 
des DNotI

GmbHG §§ 5a Abs. 1, 4 S. 2, 8, 9c; HGB § 18 
Abs. 2; AO §§ 51 ff ., 60a 
Firma „gUG (haftungsbeschränkt)“; register-
gerichtliche Prüfungsbefugnis; Verlangen 
eines Nachweises bzgl. der Anerkennung als 
gemeinnützig 

I. Sachverhalt
Es ist eine gemeinnützige UG (haftungsbeschränkt) mit 
zulässiger Firma gegründet worden. Der Rechtsformzu-
satz soll „gUG (haftungsbeschränkt)“ lauten. Das Re-
gistergericht verlangt von der Geschäftsführung einen 
Nachweis, dass das Finanzamt die Anerkennung als ge-
meinnützig in Aussicht gestellt hat.

II. Frage
Kann das Registergericht einen solchen Nachweis ver-
langen?

III. Zur Rechtslage
1. Zulässigkeit der Firmierung mit „gUG (haftungs-
beschränkt)“ 
Hinsichtlich der Firmierung sind im vorliegenden Fall 
zwei Vorschriften in Einklang zu bringen: Zum einen 
bestimmt § 4 S. 2 GmbHG, dass die Firma der GmbH 
den Bestandteil „gGmbH“ enthalten kann, wenn sie 
ausschließlich und unmittelbar steuerbegünstigte Zwe-
cke nach den §§ 51-58 AO verfolgt. Zum anderen muss 
die Unternehmergesellschaft gem. § 5a Abs. 1 GmbHG 
in der Firma die Bezeichnung „Unternehmergesell-
schaft (haf tungsbeschränkt)“ oder „UG (haftungsbe-
schränkt)“ führen. Bis vor kurzem war umstritten, ob 
das Zusammenspiel dieser Regelungen auch die Be-
zeichnung „gUG (haftungs beschränkt)“ zulässt. Dies 
wurde verbreitet mit dem Argument abgelehnt, dass § 5a 
Abs. 1 GmbHG als lex specialis § 4 GmbHG verdrän-
ge (s.  etwa OLG Karlsruhe RNotZ 2019, 486 Rn. 18; 
MünchKommGmbHG/Heinze, 3.  Aufl .  2018, §  4 
Rn. 18a; vgl. auch Gutachten DNotI-Report 2013, 181, 
182). Der BGH ist dieser Ansicht indes nicht gefolgt und 
hat die Fir mierung mit „gUG (haftungsbeschränkt)“ 
jüngst akzeptiert (DNotZ 2020, 945 Rn.  10  ff . 
m.  Anm.  Pietzarka; s.  auch Ott, notar  2020, 235). 
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Seiner Ansicht nach verbietet § 5a Abs. 1 GmbHG Zu-
sätze vor „UG“ nicht (Rn. 12), sondern enthält nur eine 
Sonderregelung für den Rechtsform zusatz der Unter-
nehmergesellschaft (Rn. 13).

2.Registergerichtliche Prüfung bzgl. der Anerken-
nung als gemeinnützig
a) Einordnung und Meinungsstand 
Im vorliegenden Fall bezweifelt off enbar weder der No-
tar noch das Registergericht die grundsätzliche Zuläs-
sigkeit der gewählten Firma. Es geht vielmehr um die 
registerrechtliche Frage, inwieweit das Registergericht 
die materiell-rechtlichen Voraussetzungen der Firma 
überprüfen darf, in concreto: die (bevorstehende) An-
erkennung der Gemeinnützigkeit. Diese Frage (letztlich 
eine solche der Firmenwahrheit oder des Irreführungs-
verbots, § 18 Abs. 2 HGB) ist nicht neu, sondern hat 
sich schon vor der Entscheidung des BGH im Hin blick 
auf die „gGmbH“ gestellt. Soweit sich die Literatur da-
mit auseinandersetzt, hält sie es für ausreichend, dass 
die Satzung der GmbH die Einordnung als gemein-
nützig rechtfertigt; einen Feststellungsbescheid gem. 
§  60a AO könne das Registergericht nicht verlangen 
(Scholz/Cziupka, GmbHG, 12. Aufl . 2018, § 4 Rn. 13, 
mit dem Hinweis in Rn. 12, dass § 4 S. 2 GmbHG mit 
„gemeinnützig“ einen eigenen fi rmenrechtlichen Be-
griff  zugrunde lege, der aus der AO nicht hervorgehe; 
Wicke, GmbHG, 4. Aufl . 2020, § 4 Rn. 11; Wachter, 
GmbHR  2013, R145, R146; Altmeppen, GmbHG, 
10.  Aufl .  2021, §  4 Rn.  20; wohl ebenso BeckOK-
GmbHG/C.  Jaeger, Std.:  1.2.2021, § 4 Rn. 21a; a. A. 
Roth/Altmeppen/Roth, 8. Aufl . 2015, § 4 Rn. 48a) und 
auch keine sonsti ge Stellungnahme des Finanzamts (so 
ausdrücklich Wachter, GmbHR  2013, R145, R146; 
MünchKommGmbHG/Heinze, § 4 Rn. 71a). Anderes 
dürfte jedoch bei abweichenden An haltspunkten gelten 
(vgl. § 18 Abs.  2 S.  2 HGB und Scholz/Cziupka, § 4 
Rn. 13).

b) Stellungnahme
Die wohl überwiegende Ansicht erscheint uns überzeu-
gend, denn das Prüfungsrecht des Registergerichts ist 
im Eintragungsverfahren gem. § 9c GmbHG prinzipiell 
begrenzt (vgl. auch MünchKommGmbHG/Heinze, 
§  4 Rn.  71a). Darüber hinaus wird gem. §  18 Abs.  2 
S.  2  HGB im Registerverfahren nur die ersichtliche 
Irreführung berücksichtigt. Dies dürfte es dem Regis-
tergericht verbieten, besondere Nachweise ohne weitere 
Anhaltspunkte zu verlangen. Es kann also nicht stan-
dardmäßig eine Erklärung des Finanzamts verlan-
gen, und sei es eine vorläufi ge. 

Auch die Ansicht, dass das Registergericht – trotz Ab-
schaff ung von § 8 Abs. 1 Nr. 6 GmbHG – ausnahms-
weise bei „fi rmenrechtlicher Relevanz“ öff ent lich-

rechtliche Genehmigungen einfordern könne (Leitzen, 
GmbHR 2009, 480, 482 f.), steht dieser Einschätzung 
nicht zwingend entgegen. Die erörterten Fälle betreff en 
berufs rechtliche Firmenzusätze, die „schlechthin nur 
dann“ geführt werden dürfen, wenn eine entsprechende 
Zulassung erteilt worden ist (Leitzen, GmbHR  2009, 
480, 482; vgl. § 59k Abs. 2 BRAO, § 43 Abs. 4 StBerG, 
Art. 10 Abs. 2 BayBauKAG). Der auf Gemeinnützigkeit 
hinweisende Zusatz ist jedoch nicht verpfl ichtend und 
vom Gesetz nicht speziell vor miss bräuchlicher Verwen-
dung geschützt. Dass das Registergericht nach Eintra-
gung gegen un zulässigen Firmengebrauch einschreiten 
(vgl. §  392  FamFG) und eine Streichung des „g“ ver-
langen kann, wenn die Gesellschaft tatsächlich keine 
steuerbegünstigten Zwecke ver folgt, steht auf einem 
anderen Blatt. Eine derartige Befugnis ergibt sich aus 
allgemeinen Grundsätzen.

3. Ergebnis
Auch wenn die Grenzen der Prüfungsbefugnis des 
Registergerichts nicht abschließend geklärt sind, 
kann das Registergericht nach unserer Auff assung 
eine entsprechende Bescheinigung des Finanzamts nicht 
verlangen. 

BGB §§ 2041, 1066
Dingliche Surrogation betreff end den Nieß-
brauch an einem Erbteil bei Auseinander-
setzung der Erbengemeinschaft und Bildung 
von Wohnungs- und Teileigentum

I. Sachverhalt
Herr A sowie seine beiden Schwestern sind zu gleichen 
Teilen Miterben einer auch aus weiteren Beteiligten be-
stehenden Erbengemeinschaft. Die Erbengemeinschaft 
ist eingetragener Eigentümer eines Mehrfamilienhauses, 
das den letzten Nachlassgegenstand der Erbengemein-
schaft darstellt. 

Herr A hat die Hälfte seines Erbteils auf seine beiden 
Schwestern zu je ½-Anteil übertragen. Er hat sich für 
jeden übertragenen Erbteil den Nießbrauch vorbehal-
ten. Der Nieß brauch ist als Recht im Grundbuch in Ab-
teilung II nur lastend auf den seinen Schwestern über-
tragenen Erbteilen eingetragen. Die Erbengemeinschaft 
will sich nunmehr auseinandersetzen, und zwar in der 
Form, dass das Mehrfamilienhaus in Wohnungs- und 
Teileigentum aufgeteilt wird und den einzelnen Mit-
erben – jeweils ihren Erbteilen entsprechend – eine oder 
mehrere Woh nungen zu Eigentum übertragen werden. 
Der Nießbrauch an den übertragenen Erbteilen soll sich 
bei Begründung von Wohnungseigentum und Zutei-
lung der Wohnungen an die Miterben an den Wohnun-
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gen „fortsetzen“, die seine Schwestern in Bezug auf den 
übertragenen Erbteil erhalten.

II. Frage
Setzt sich der Nießbrauch an den übertragenen Erb-
teilen im Wege einer dinglichen Surroga tion dergestalt 
durch, dass er ohne Neubestellung an dem zugeteilten 
Wohnungseigentum entsprechend der übertragenen 
Erbquote fortbesteht, oder muss er an den Erbteilen 
aufge geben und am Wohnungseigentum neu bestellt 
werden? 

III. Zur Rechtslage
1. Erbrechtliche Surrogation
Die erbrechtliche Surrogationsvorschrift des §  2041 
BGB kommt im vorliegenden Fall zur Begründung 
einer dinglichen Surrogation betreff s des Nießbrauchs 
nicht in Frage. Denn zum einen setzt §  2041  BGB 
ein Sondervermögen voraus, gilt also grundsätzlich nur 
für die Erbengemeinschaft (BeckOK-BGB/Lohmann, 
Std.: 1.2.2021, §  2041 Rn.  1). Dementspre chend ord-
net §  2032 Abs. 2  BGB an, dass (u. a.) §  2041 BGB 
nur „bis zur Auseinanderset zung“ Anwendung fi ndet. 
Vorliegend wird die Erbengemeinschaft zumindest hin-
sichtlich des Mehrfamilienhauses jedoch gerade aus-
einandergesetzt. Zudem würde § 2041 S. 1 BGB auch 
hinsichtlich der vorliegend gewünschten Rechtsfolge 
nicht passen. Denn die Vorschrift ordnet die kraft Ge-
setzes eintretende Zugehörigkeit bestimmter Surro gate 
zur Erbengemeinschaft – also zum erbengemeinschaft-
lich gebundenen Vermögen – an. Zum Fortbestand von 
Belastungen erbengemeinschaftlich gebundener Gegen-
stände – wie vorliegend des Nießbrauchs – verhält sie 
sich dagegen nicht.

2. Surrogation nach Nießbrauchsrecht (§  1066 
Abs. 3 BGB)
Für eine Surrogation betreff s des Nießbrauchs an dem 
übertragenen Erbteil kommt § 1066 Abs. 3 BGB in Be-
tracht. Die Vorschrift ordnet in ihrem unmittelbaren 
Anwen dungsbereich an, dass bei Aufhebung der Ge-
meinschaft der Miteigentümer im Falle eines am Anteil 
eines Miteigentümers bestehenden Nießbrauchs dem 
Nießbraucher der Nieß brauch an den Gegenständen ge-
bührt, die an die Stelle des Anteils treten.

a) Der vorliegende Fall betriff t den Nießbrauch an 
einem Erbteil. In der Tat kann – wie geschehen – ein 
Erbteil mit einem Nießbrauch belastet werden (s. etwa 
OLG Hamburg ZErb 2016, 209 ff .; Gutachten DNo-
tI-Report 2014, 155 f.; Schö ner/Stöber, Grundbuch-
recht, 16. Aufl . 2020, Rn. 1364, 1366). Dabei handelt 
es sich um einen Nießbrauch an einem Recht i. S. d. 
§§  1068 ff . BGB. Für den Inhalt dieses Nieß brauchs 
fi nden gem. § 1068 Abs. 2 BGB die Vorschriften über 

den Nießbrauch an Sa chen entsprechende Anwendung, 
soweit sich nicht aus den §§  1069 bis 1084  BGB ein 
anderes ergibt. Im Rahmen der Verweisung des § 1068 
Abs.  2  BGB fi ndet damit auch §  1066  BGB auf den 
Nießbrauch an Rechten – wie hier an dem betreff en-
den Erbteil – grundsätzlich entsprechende Anwendung 
(BeckOGK-BGB/Servatius, Std.:  1.11.2019, §  1068 
Rn.  19; MünchKommBGB/Pohlmann, 8.  Aufl . 2020, 
§ 1068 Rn. 19; Palandt/Herrler, BGB, 80. Aufl . 2021, 
§ 1068 Rn. 2).

Hinsichtlich des Wohnungseigentums hat der BGH je-
doch einmal gegen eine entsprechende An wendbarkeit 
des §  1066  BGB entschieden (NJW 2002, 1647, 
1649). Er hat dies u.a. damit begründet, dass die 
Wohnungseigen tümergemeinschaft – im Gegensatz zur 
Bruchteilsgemeinschaft (vgl. § 749 BGB) – gerade gem. 
§  11 Abs.  1  WEG unaufl öslich sei. Nicht anwendbar 
soll § 1066 BGB auch bei einem Nießbrauch an Gesell-
schaftsanteilen sein (so MünchKommBGB/Pohlmann, 
§ 1068 Rn. 19, 76 f.). Für den hier vorliegenden Nieß-
brauch an Erbteilen ist dagegen keine Stellungnahme 
aus Literatur oder Recht sprechung zu unserer Kennt-
nis gelangt, die eine Anwendbarkeit des §  1066  BGB 
über §  1068 Abs.  2 BGB ablehnen würde. In der Tat 
spricht für die Anwen dung des § 1066 BGB, dass die 
Erbengemeinschaft – anders als die Wohnungseigen-
tümergemeinschaft – gem. §  2042  BGB regelmäßig 
auf Auseinandersetzung angelegt ist und daher die 
speziell auf die Situation der Aufhebung der Gemein-
schaft zugeschnitte nen Regelungen in § 1066 Abs. 2, 3 
BGB gerade auch in Verbindung mit dem Nieß brauch 
an einem Erbteil einen sinnvollen Anwendungsbe-
reich haben. Wir gehen daher davon aus, dass § 1066 
Abs. 3 BGB bei der Belastung eines Erbteils mit einem 
Nießbrauch im Zuge der Aufhebung der Erbengemein-
schaft ebenfalls Anwendung fi ndet.

b) Die Aufhebung der Gemeinschaft unter den Mit-
erben folgt an sich den gesetzlichen Regelungen der 
§§  2042 Abs.  1, 2, 752  ff .  BGB. Jedoch sind die ge-
setzlich zur Verfü gung gestellten Teilungsvorschriften 
im Grundsatz dispositiv. Eine einvernehmli che ver-
tragliche Regelung aller Miterben ist somit vorrangig 
(s. nur Palandt/Weidlich, § 2042 Rn. 13 m. w. N.). Wir 
nehmen daher an, dass die Anwendung von § 1066 BGB 
nicht zwingend voraussetzt, dass die Erbauseinanderset-
zung strikt den gesetzlichen Teilungsvorschriften ent-
sprechend erfolgt. Vielmehr gelten §§  1068 Abs.  2, 
1066  BGB auch dann, wenn die Art und Wei se der 
Erbauseinandersetzung unter den Miterben i. Ü. – wie 
hier – vertraglich geregelt wird.

c) Nach dem Wortlaut des §  1066 Abs.  3 BGB 
„gebührt“ dem Nießbraucher im Falle der Aufhebung 
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der Gemeinschaft der Nießbrauch an den Gegenstän-
den, die an die Stelle des Anteils treten. Diesem Sprach-
gebrauch des BGB folgend, hat die frühere Rechtspre-
chung zunächst aus dem Wort „gebührt“ gefolgert, dass 
der Nießbraucher nur ein obligatorisches Recht auf 
Bestellung des Nießbrauchs an den Ersatzgegenstän-
den erwirbt (etwa RG JW 1914, 765, 766; KGJ 43, 
268, 270; Überblick: Staudin ger/Heinze, BGB, 2017, 
§  1066 Rn.  10; s. auch BeckOGK-BGB/Servatius, 
§ 1066 Rn. 38; Palandt/Herrler, § 1066 Rn. 3). Später 
hat der BGH für die i. Ü. wortlautgleiche Vorschrift des 
§  1258 Abs.  3  BGB hinsichtlich des Sachpfandrechts 
demgegenüber abweichend i. S. d. Befürwortung einer 
dinglichen Surrogation entschieden. Er hat dabei – auch 
un ter Heranziehung von § 1066 Abs. 3 BGB – mit der 
Schutzfunktion des Pfandrechts argumentiert. Die An-
nahme eines bloß obligatorischen Anspruchs auf Be-
stellung eines neuen Pfandrechts ziehe die Gefahr eines 
Rangverlustes des Pfandrechts und damit vielfach der 
Einbuße seines wirtschaftlichen Wertes nach sich. Dem 
sei durch die Annahme einer dinglichen Surrogation zu 
begegnen (BGH NJW 1969, 1347, 1348 f.; daran an-
schließend: BGH NJW 1972, 1045 f.). Die einhellige 
Auff assung in der Literatur tritt im Anschluss an die 
genannte Grundsatzentscheidung des BGH auch für 
den wortlautgleichen § 1066 Abs. 3 BGB für ein Ver-
ständnis i. S. e. dinglichen Surrogation und nicht bloß 
eines schuld rechtlichen Anspruchs auf Neubestellung 
des Nießbrauchs ein (s. nur Staudin ger/Heinze, § 1066 
Rn.  10; BeckOGK-BGB/Servatius, §  1066 Rn.  38; 
MünchKommBGB/Pohlmann, §  1066 Rn.  28). Auch 
die neuere Rechtsprechung (LG Saarbrücken NJW-
RR 2010, 24, 25) hat sich dieser Auslegung des § 1066 
Abs. 3 BGB angeschlossen. Der Nießbrauch entsteht 
also kraft Gesetzes dinglich außerhalb des Grund-
buches, sobald ein Gegenstand an die Stelle des ideellen 
Anteils tritt. Die nachfolgende Grundbucheintragung 
des Nießbrauchs ist dann nur noch eine Grundbuch-
berichtigung (§ 894 BGB).

3. Rechtsfolgen für den vorliegenden Sachverhalt
Zu den Rechtsfolgen der auch für §§  1068 Abs.  2 
i.  V.  m. 1066 Abs.  3  BGB sonach an zunehmenden 
dinglichen Surrogation hat die Literatur nicht detail-
lierter Stellung ge nommen. Rein persönlich neigen 
wir – bezogen auf den hier unterbreiteten Sachverhalt 
– zu folgender Einschätzung: Unterstellt sei beispiels-
weise, dass A und seine beiden Schwestern jeweils Mit-
erben zu je 1/5 (20 %) geworden sind, A jeweils einen 
Erbanteil von je 5 % (5/100) an seine beiden Schwestern 
übertragen und sich daran den Nießbrauch vorbehalten 
hat. 

Die beiden Schwestern hätten nach dieser Über tragung 
dementsprechend eine vermögensmäßige Nachlassbe-

teiligung i. H. v. jeweils 25 %. An jeweils 5 % würde 
der dem A vorbehaltene Nießbrauch lasten. Insgesamt 
wäre damit bei jeder Schwester 1/5 ihrer vermögens-
mäßigen Stellung (5/25) von der Nieß brauchsbelastung 
betroff en. Wird nun die Erbengemeinschaft ausei-
nandergesetzt und erhält jede Schwester bspw. ein 
Wohnungseigentum, so würden wir folglich davon 
aus gehen, dass an die Stelle des Nießbrauchs an den 
Erbteilen kraft dinglicher Surrogation ein Nießbrauch 
an einem Miteigentumsbruchteil des neu erworbenen 
Wohnungseigen tums tritt (s. hierzu Schöner/Stöber, 
Rn.  1366). Konkret würde sich der Nießbrauch im 
gebildeten Zahlenbeispiel bei beiden Schwestern an 
einem 1/5-Bruchteil des jeweiligen Wohnungseigen-
tums kraft dinglicher Surrogation fortsetzen, also 
entsprechend dem bisherigen Ver hältnis von nieß-
brauchsbelastetem Anteil zur gesamten vermögens-
mäßigen Beteiligung der Schwester am Nachlass 
(5/25). Darauf hinzuweisen ist aber, dass es sich bei die-
ser Rechtsanwendung le diglich um unsere persönliche 
Einschätzung handelt; spezifi sch diese Konstellation 
betreff ende Rechtsprechung und Literatur konnten wir 
insoweit nicht ausfi ndig machen.

Gutachten im Abrufdienst
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abrufen. In diesem frei zugänglichen Bereich können 
die Gutachten über die Gutachten-Abrufnummer oder 
mit Titelschlagworten aufgefunden werden. Dies gilt 
ebenfalls für die bisherigen Abruf-Gutachten.

BGB §§ 2038, 2040; GBO § 29 
Grundstücksverfügung zur Vermächtniserfüllung 
aufgrund Mehrheitsbeschlusses der Erbengemein-
schaft als Maßnahme ordnungsgemäßer Nach-
lassverwaltung; Problematik des grundbuchlichen 
Nachweises
Abruf-Nr.: 179995

BauGB § 172 Abs. 1 S. 4 
Milieuschutzsatzung: Genehmigungserfordernis bei 
der Umwandlung von Teileigentum in Wohnungs-
eigentum
Abruf-Nr.: 180246
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Rechtsprechung
GBO § 29 Abs. 1; BGB §§ 177, 1821, 1908i
Vollmachtsbestätigung durch einen Betreuer bei 
Handeln eines Bevollmächtigten aufgrund privat-
schriftlicher Vollmacht; familiengerichtliche Ge-
nehmigung

1. Eine den Anforderungen des §  29 Abs.  1 Satz  1 
GBO genügende Vollmachtsbestätigung kann nicht 
durch einen (weiteren) Vertreter desjenigen erklärt 
werden, der die ursprüngliche Vollmacht erteilt hat.

2. Die Genehmigung der von einem Vertreter ohne 
Vertretungsmacht gemäß § 177 Abs. 1 BGB vorge-
nommenen Belastung des Grundstücks eines Be-
treuten mit einer Grundschuld durch den Betreuer 
unterliegt ihrerseits dem Genehmigungsvorbehalt 
nach § 1821 Abs. 1 Nr. 1; § 1908i Abs. 1 BGB.

OLG Nürnberg, Beschl. v. 30.7.2020 – 15 W 2126/20

Problem
Ein Bevollmächtigter bestellte aufgrund einer privat-
schriftlich erteilten Vorsorgevollmacht zur Absicherung 
eines Darlehens des Vollmachtgebers auf dessen Grund-
stück eine Grundschuld. Nachfolgend wurde für den 
zwischenzeitlich geschäftsunfähigen Vollmachtgeber 
ein Betreuer bestellt, dessen Aufgabenkreis unter ande-
rem die Belastung des genannten Grundstücks umfass-
te. Mit notarieller Erklärung genehmigte der Betreuer 
die Grundschuldbestellungsurkunde „ihrem ganzen In-
halt nach“ und bestätigte die in der Urkunde genannte 
Vorsorgevollmacht. Aufgrund dieser Urkunden wurde 
die Eintragung der Grundschuld im Grundbuch be-
antragt. Das Grundbuchamt verlangte mit Zwischen-
verfügung für die Grundschuldbestellung zusätzlich 
die  Genehmigung des Betreuungsgerichts; es vertrat 
die Ansicht, dass der Betreuer zwar die Grundschuldbe-
stellung wirksam genehmigen könne, nicht aber durch 
„Vollmachtsbestätigung“ aus einer privatschriftlichen 
Vollmacht „eine für das Grundbuchverfahren notwen-
dige öff entlich beglaubigte Urkunde machen“ könne. 
Dagegen legte der Urkundsnotar im Namen der Grund-
stückseigentümerin Beschwerde ein.

Entscheidung
Das OLG Nürnberg hält die zulässigerweise eingeleg-
te Beschwerde für unbegründet. Es schließt sich der 
Rechtsansicht des Grundbuchamts an, dass der Be-
treuer mit seiner notariell beglaubigten Erklärung die 
Grundschuldbestellung durch den privatschriftlich Be-
vollmächtigten lediglich genehmigen, nicht aber die 
privatschriftliche Vollmacht in der gem. § 29 GBO er-
forderlichen Form bestätigen konnte.

Zur Begründung führt das OLG Nürnberg aus, dass 
eine öff entlich beglaubigte „Vollmachtsbestätigung“ 
(auch „Vollmachtsanerkenntnis“ oder „Vollmachtsge-
ständnis“ genannt), zwar allgemein anerkannt sei, um 
bei privatschriftlichen Vollmachten nachträglich den 
Formerfordernisses des § 29 Abs. 1 S. 1 GBO zu ge-
nügen (vgl. RGZ 104, 358, 361; BGH NJW 1959, 883; 
BayObLG MittBayNot  1984, 186, 187). Eine solche 
Vollmachtsbestätigung könne aber nur durch den 
Vollmachtgeber selbst und nicht durch seinen Ver-
treter (Betreuer) abgegeben werden. Der Betreuer 
könne bezüglich der Vollmachtserteilung lediglich als 
Zeuge über eine tatsächliche Wahrnehmung in der Ver-
gangenheit berichten. Eine Beweisaufnahme fi nde im 
Grundbuchverfahren aber grundsätzlich nicht statt. 
Rechtsprechung bezüglich anderer Wissenserklärungen 
– wie z. B. der Abgabe der eidesstattlichen Versicherung 
im Erbscheinsverfahren, die zumindest im Falle der Ge-
schäftsunfähigkeit des Betroff enen ein Vertreterhandeln 
anstelle des  Betroff enen zulässt (vgl. OLG Celle NJW-
RR 2018, 1031) – hält das OLG Nürnberg für nicht 
einschlägig bzw. nicht vergleichbar.

Auf die im entschiedenen Fall durch den Betreuer er-
klärte Genehmigung der Grundschuldbestellungs-
urkunde wendet das OLG Nürnberg § 177 Abs. 1 BGB 
an. Dass die Grundschuldbestellung „möglicherweise 
materiell-rechtlich wirksam“ (vgl. §  167 Abs.  2  BGB) 
sei, stehe dem nicht entgegen.

Die Genehmigung des Betreuers bedarf aus Sicht des 
OLG  Nürnberg ihrerseits nach den §§  1908i Abs.  1 
S.  1, 1821 Abs.  1 Nr.  1  BGB der Genehmigung des 
Betreuungsgerichts. Denn der Betreuer könne den bei 
Abschluss des Vertretergeschäfts bestehenden Mangel 
der Vertretungsmacht nur im Rahmen der ihm über-
tragenen Rechtsmacht – die durch den Vorbehalt der 
betreuungsgerichtlichen Genehmigung gerade einge-
schränkt sei – heilen. Das Genehmigungserfordernis 
wird nach Ansicht des Gerichts auch nicht dadurch in 
Frage gestellt, dass ggf. eine rechtlich erzwingbare Ver-
pfl ichtung zur Vornahme des genehmigungspfl ichtigen 
Rechtsgeschäfts besteht. Der konkrete Prüfungsumfang 
des Betreuungsgerichts in dieser Fallkonstellation wird 
vom Gericht nicht näher beurteilt. 

Hinweis
Da privatschriftliche Vollmachten – auch Vorsorge-
vollmachten – relativ häufi g sind, ist die Frage, ob bei 
Grundstücksgeschäften die für Grundbuchzwecke (vgl. 
§ 29 Abs. 1 GBO) erforderliche „Vollmachtsbestätigung“ 
im Falle der zwischenzeitlich eingetretenen Geschäfts-
unfähigkeit des Vollmachtgebers ggf. von seinem ge-
setzlichen Vertreter (Betreuer) abgegeben werden kann, 
sehr praxisrelevant. Dies gilt insbesondere für unent-
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geltliche Rechtsgeschäfte. Die Entscheidung des OLG 
Nürnberg ist – soweit ersichtlich – die erste gerichtli-
che Entscheidung zur Th ematik (mittlerweile hat sich 
auch das OLG Brandenburg, Beschluss vom 19.1.2021 
– 5 W 124/20 – n.v. – der vorstehenden Rechtsansicht 
angeschlossen). Da die aufgeworfenen Rechtsfragen 
nicht erschöpfend behandelt worden sind und die Be-
gründung des Gerichts neue Fragen aufwirft, wäre 
eine höchstrichterliche Klärung der Problematik wün-
schenswert. Die Rechtsbeschwerde wurde jedoch nicht 
zugelassen.

Literaturhinweise
Herzog, Geldwäschegesetz, 4. Aufl . 2020, Verlag 
C. H. Beck, 1173 Seiten, 179.– €

 Bei dem vorliegenden Werk handelt es sich nicht um 
notarrechtliche Spezialliteratur, sondern um ein Stan-
dardwerk zum Geldwäschegesetz. Aufgrund der ge-
stiegenen Anforderungen in der Praxis wird man sich 
sicherlich mit dem Gedanken der Anschaff ung eines 
solchen Kommentars auseinandersetzen müssen. Der 
Kommentar wird herausgegeben von Dr. Felix Her-
zog, Professor an der Universität Bremen und Dr. 
Olaf Achtelik, Rechtsanwalt in Berlin. Notarinnen 
oder Notare fi nden sich nicht unter den Autoren. 
Die letzte Aufl age liegt zwar erst drei Jahre zurück, ver-
schiedene Rechtsakte auf europäischer Ebene und de-
ren nationale Umsetzung haben eine zeitnahe Aufl age 
aber erforderlich gemacht. Wer die 3. Aufl age sein Eigen 
nennt, wird also dennoch eine Neuanschaff ung in Er-
wägung ziehen müssen. Das Werk ist auf dem Stand 
April 2020 und konnte so – verständlich, aber bedauer-
lich – die für Notarinnen und Notare besonders rele-
vante GwGMeldV-Immobilien vom August 2020 nicht 
mehr berücksichtigen. 

Bzgl. der aus der notariellen Praxis relevanten Bereiche 
gilt Folgendes: Das Beurkundungsverbot gemäß § 10 
Abs. 9 S. 4 GWG ist mit lediglich einer Randnummer et-
was knapp kommentiert. Andere relevante Vorschriften 
wie beispielsweise § 11 GWG zur Identifi zierung der Be-
teiligten und diejenigen zum Transparenzregister (§ 20) 
sind jedoch ausführlich und fundiert aufgearbeitet.

Das Werk setzt ohne Zweifel Standards im Bereich der 
Kommentierungen zum GWG. Ob sich für die notariell 
tätigen Praktikerinnen und Praktiker die Anschaff ung 
eines Spezialwerks lohnt, ist letztlich eine Abwägungs-
frage, bei der man den doch recht hohen Anschaff ungs-
preis mit wird einstellen müssen. 

Notar a. D. Dr. Julius Forschner

Schippel/Görk, Bundesnotarordnung, Kommen-
tar, 10. Aufl . 2021, Verlag C. H. Beck, 1207 Seiten, 
159,– €

Bisher unter dem Namen Schippel/Bracker bekannt, hat 
der etablierte Kommentar zur Bundesnotarordnung mit 
Stefan Görk einen neuen Herausgeber gefunden. Mehr 
als fast 10 Jahre nach dem Erscheinen der 9. Aufl age 
war eine Überarbeitung überfällig. Mit Erscheinen 
der 10.  Aufl age wird der Kommentar gleichzeitig als 
Beck‘scher Online-Kommentar BNotO herausgegeben 
und somit regelmäßig aktualisiert. Den Freunden des 
gedruckten Buches steht das Werk jedoch weiterhin als 
Print-Ausgabe (jetzt mit Stand 2021) zur Verfügung. 
Die Qualität des Buches bedarf eigentlich keiner wei-
teren Erwähnung, sodass lediglich darauf hingewiesen 
sei, dass der Kommentar bereits sämtliche zum 1.1.2022 
in Kraft tretenden Regelungen zum elektronischen 
Urkundenarchiv und zum elektronischen Notarakten-
speicher enthält. Neben der Kommentierung zur Bun-
desnotarordnung komplettieren Kommentierungen zur 
DONot und zu den Richtlinienempfehlungen der Bun-
desnotarkammer das vollständige Erscheinungsbild. 

Es steht außer Zweifel, dass der vorliegende Kommentar 
– sei es online oder in gedruckter Form – zum Handwerks-
zeug eines jeden Notars bzw. einer jeden Notarin gehört. 

Notar a. D. Dr. Julius Forschner

H. Bungert/C. Strothotte, Praxisfragen der virtuellen 
Hauptversammlung, DB 2021, 830

P. Nordhues/M. Zenker, Der wirtschaftlich Berechtig-
te (§ 3 GwG) nach den aktuellen FAQ des Bundesver-
waltungsamts, GWR 2021, 138

M. Schubert/J. B. Hageböke, Auswirkungen einer 
verweigerten Zustimmung zur Übertragung von vinku-
lierten GmbH-Geschäftsanteilen und Namensaktien, 
ZIP 2021, 783

P. Stelmaszczyk, Der grenzüberschreitende Formwech-
sel von Kapitalgesellschaften nach geltendem und künf-
tigem Recht – Teil I, notar 2021, 107

P. Stelmaszczyk/P. Kienzle, GmbH digital – Online-
Gründung und Online-Verfahren für Registeranmel-
dungen nach dem Gesetzesentwurf der Bundesregie-
rung zum DiRUG, ZIP 2021, 765

F. von Türckheim, Wohnungeigentumsrecht – Aktuel-
le Entwicklungen, notar 2021, 126
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Elsing, Das Geldwäschegesetz in der notariellen 
Praxis, 2020, Deutscher Notarverlag, 135 Seiten, 
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99.– €

Das vorliegende Werk bündelt auf 135 Seiten Infor-
mationen für Notarinnen und Notare zur praktischen 
Handhabung der Geldwäscheprävention in der nota-
riellen Praxis. Es enthält allgemeine Informationen 
zum Anwendungsbereich des Geldwäschegesetzes und 
zum Transparenzregister sowie zur Ermittlung des wirt-
schaftlich Berechtigten. Darüber hinaus werden auch 
büroorganisatorische Fragen angesprochen, wie bei-
spielsweise die Führung einer GwG-Generalakte und 
die Durchführung der Risikoanalyse. Die Umsetzung 
in der Praxis wird durch verschiedene Checklisten (bei-
spielsweise §  2 Rn. 8 zur Führung der Generalakte) 
erleichtert. Als eines der ersten Bücher thematisiert es 

auch die GwGMeldV-Immobilien. Da das Buch jedoch 
kurz nach Veröff entlichung der GwGMeldV-Immobi-
lien erschienen ist, sind die Ausführungen hierzu denk-
bar knapp. 

Insgesamt bietet das vorliegende Werk den Notarinnen 
und Notaren eine erste Einführung in die Umsetzung 
des reformierten Geldwäschegesetzes, sodass sich eine 
Anschaff ung durchaus lohnen kann. Mit 99.– € für 
135 Seiten ist das Werk jedoch auch nicht gerade mo-
derat bepreist. 

Notar a. D. Dr. Julius Forschner


